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Be�ndet sich ein Schi� in Seenot, ist es keine Frage der Barmherzig-
keit, Hilfe zu leisten. Die Rettung von Menschen in Seenot ist viel-
mehr die P�icht jedes*r Kapitäns*in. Diese ist beispielsweise in Art. 
98 des Seerechtsübereinkommen (SRÜ) verankert. Aber auch Staaten 
sind zu Such- und Rettungsmaßnahmen verp�ichtet und müssen ge-
eignete Dienste bereitstellen, um Such- und Rettungsaktionen durch-
führen zu können, wie in der Anlage, Kap. II, Nr. 2.2.1 des Überein-
kommens über den Such- und Rettungsdienst auf See nachzulesen ist. 
Diese P�icht tri�t zunächst die Küstenstaaten. Anders als beispiels-
weise zur Sicherung der europäischen Außengrenze wurde bislang 
auch keine Kompetenz der EU zu einer gemeinsamen Seenotrettung 
gescha�en. In Reaktion auf zahlreiche Tote im Mittelmeer wurde 
Italien daher im Oktober 2013 aktiv und etablierte den Marineein-
satz Mare Nostrum, mit dem in einem Jahr über 100.000 Menschen 
gerettet werden konnten.1 Allerdings ho�te Italien vergebens auf die 
�nanzielle Unterstützung der restlichen EU- Staaten, wie es die Fort-
führung des Rettungseinsatzes verlangt hätte.2 Stattdessen wurde der 
Einsatz kritisiert, indem er als zu vermeidende „Brücke nach Europa“ 
tituliert wurde.3 Bereits hier klingt die Kritik einer „Sogwirkung“ an, 
die auch in der heutigen Debatte gegen Rettungseinsätze im Mittel-
meer angeführt wird: Seenotrettung erhöhe die Wahrscheinlichkeit 
für Ge�üchtete lebend nach Europa zu gelangen und stelle somit ei-
nen zusätzlichen Anreiz zu �iehen dar. Dabei verkennt dieser Ansatz 
die tatsächlichen Gründe, warum Menschen aus ihrer Heimat �iehen 
und scheint zudem zynisch angesichts der fehlenden sicheren Einrei-
semöglichkeiten in die EU.

Dennoch konnten sich die Befürworter*innen von Mare Nostrum 
nicht durchsetzen, sodass der Einsatz nach nur einem Jahr von Triton 
abgelöst wurde, einem Marineeinsatz unter der Führung der Grenz-
schutzagentur FRONTEX. Ziel von Triton sollte aber ausdrücklich 
nicht die Seenotrettung sein. Der Fokus lag vielmehr auf der Siche-
rung der Außengrenzen vor „illegaler Einwanderung“. Vergleichbar 

mit Mare Nostrum war Triton auch deswegen nicht, weil für ihn nur 
ein Drittel der �nanziellen Mittel zur Verfügung standen und das 
Einsatzgebiet deutlich verkleinert wurde. Während Mare Nostrum 
bis vor die libysche Küste, also bis zu 160 Seemeilen von der Küste 

Italiens und Lampedusa entfernt, im Einsatz war, reichte das 
Einsatzgebiet von Triton nur bis ca. 30 Seemeilen vor die eu-
ropäische Küste.4 Der Rückgang staatlicher Seenotrettung seit 
dem Ende von Mare Nostrum wurde und wird begleitet von 
zunehmenden privaten Seenotrettungen durch Organisationen 
wie Ärzte ohne Grenzen, Sea- Watch e.V., Jugend Rettet e.V. 
oder SOS Méditerranée. Inzwischen übernehmen die NGOs 

40% der Seenotrettungen im Mittelmeer, weil die Staaten ihren Ret-
tungsp�ichten nur lückenhaft nachkommen.5

Verbot des transshipment von Geretteten 

Anstatt sich aber mit den NGOs zu solidarisieren, erließ die EU- 
Kommission einen Aktionsplan, der unter anderem der „Verringerung 
des Migrationsdrucks“ dienen sollte. Hierin schlug die Kommission 
Italien vor, einen Verhaltenskodex für NGOs aufzustellen, die im 
Mittelmeer Seenotrettung leisten.6 Italien legte einen solchen „Code 
of Conduct for NGOs“7 daraufhin im Juli 2017 vor. Da der Kodex 
aber weder als europäischer Rechtsakt, noch als völkerrechtlicher Ver-
trag abgeschlossen wurde, besitzt er nur innerstaatliche Rechtsbin-
dung und muss somit geltendes Völkerrecht achten.

Dies ist bezüglich mehrerer Gesichtspunkte kritikwürdig. So �n-
det sich im Kodex beispielsweise das Verbot des transshipment, also 
der Weitergabe von Geretteten an andere Schi�e. Dies lässt außer 
Acht, dass die NGOs selbst oft nur eine erste Notversorgung leisten 
können, sodass sie die Geretteten dann an größere Schi�e weiterge-
ben. Mit dem Kodex sollen die NGOs nun allerdings dazu verp�ich-
tet werden, die Geretteten selbst in einen sicheren Hafen zu bringen. 
Unmittelbar aus dem Völkerrecht ergibt sich eine solche P�icht nicht. 
Vielmehr schreibt Kap. V/33 Abs. 1.1 des Internationalen Überein-
kommens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See 
vor, dass Gerettete innerhalb einer angemessenen Zeit an einen „si-
cheren Ort“ zu bringen sind. Ob dieser sichere Ort ein anderes Schi� 
ist oder ein Hafen, ist dabei nicht entscheidend, wie die Resolution 
MSC.167(78) der International Maritime Organization ausdrücklich 
festlegt. Vielmehr kommt es laut dem Annex 6.12 der Resolution 
drauf an, dass die Geretteten nicht mehr um ihr Leben fürchten müs-
sen und ihren menschlichen Grundbedürfnissen, wie Nahrung und 
medizinische Versorgung, nachgekommen wird. Einem*r Kapitän*in 
steht es also grundsätzlich frei, nach diesem Maßstab die Geretteten 
auf ein anderes Schi� oder in einen sicheren Hafen zu bringen. Die-
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der Abschottungspolitik der EU werden damit Rechnung getragen. 
In Anbetracht der Tatsache, dass stetig Menschen auf ihrer Flucht 
über das Mittelmeer in Seenot geraten, scheint es paradox, auch noch 
die lebensrettenden Tätigkeiten der NGOs durch einen Kodex zu be-
schränken und zu kriminalisieren. Stattdessen ist die Etablierung von 
umfassenden, solidarischen und staatlichen Such- und Rettungsmaß-
nahmen zu fordern.

Katharina Breiltgens studiert Jura in Freiburg und ist Redaktionsmit-

glied der FORUM RECHT.

se Wahl dürfte erst dann nicht mehr bestehen, 
wenn der Transport von Geretteten in einen 
sicheren, aber weit entfernten Hafen das Leben 
weiterer noch in Seenot be�ndlichen Menschen 
in Gefahr bringen würde. In einem solchen Fall 
verlangt gerade die völkerrechtliche Hilfelei-
stungsp�icht bei Seenot gem. Art. 98 SRÜ das 
transshipment von Geretteten.8 Dieser Kon-
stellation scheint sich auch der Kodex bewusst 
zu sein, da er Notsituationen von dem Verbot 
ausnimmt. An dieser Stelle entpuppt sich der 
Kodex daher schlicht als über�üssig.

Einfuhr nur bei offensichtlicher Lebensgefahr

Eine weitere zweifelhafte Regelung ist das ab-
solute Verbot der Einfahrt in libysche Küsten-
gewässer. Tatsächlich unterliegen Küstenge-
wässer gem. Art. 2,3 SRÜ der Souveränität des 
Küstenstaates. Im Gegensatz zur territorialen 
Souveränität auf Landgebieten, herrscht darin 
aber gem. Art. 17 SRÜ das Recht zur friedlichen Durchfahrt. Auch 
besteht in fremden Küstengewässern gem. Art. 18 II, S. 2 iVm. Art. 
98 SRÜ die P�icht zur Hilfeleistung. Es ist daher durchaus völker-
rechtskonform, in fremde Küstengewässer einzufahren, um dort See-
notrettung zu leisten. Der Kodex erkennt eine Ausnahme des Verbotes 
der Einfuhr aber nur bei einer „o�ensichtlichen Gefahr menschlichen 
Lebens“ an. Damit versucht der Kodex die De�nition der Seenot im 
Vergleich zu bereits bestehenden De�nitionen deutlich zu reduzieren. 
So ist beispielsweise im Rahmen des FRONTEX- Einsatzes gem. Art. 
9 der Verordnung 656/2014 bei der Beurteilung der Seenot mit zu 
berücksichtigen, ob das Schi� seetüchtig ist, in welchem Verhältnis 
die Anzahl der Insassen zu Art und Zustand des Schi�es steht oder 
ob hinreichend Sicherheitsausrüstung vorhanden ist. Eine Kompetenz 
Italiens zu einer einseitigen Neude�nition der Seenot, die diese auf 
eine o�ensichtliche Lebensgefahr reduziert, existiert hingegen nicht.9

Schließlich droht der Kodex den NGOs bei Nichteinhaltung oder 
fehlender Unterschrift mit der Verweigerung des Hafenzugangs. Zwar 
kennt das Völkerrecht keine Verp�ichtung von Staaten, Ankom-
menden Hafenzugang zu gewähren, wohl aber ein Nothafenrecht. 
Hiernach muss einem Schi� eben dann Hafenzugang gewährt wer-
den, wenn es sich in Seenot be�ndet oder eine unmittelbare Gefahr 
für die Insassen besteht.10 Bei den Geretteten aus dem Mittelmeer 
dürfte dies regelmäßig der Fall sein. So berichten Helfer*innen vor 
Ort von zahlreichen Verwundungen und Verätzungen der Ankom-
menden, aber auch von Vergewaltigungen und Misshandlungen.11 
Zudem wäre eine solche Verweigerung unvereinbar mit dem Gebot 
der Nicht-Zurückweisung, das sich sowohl aus der Genfer Flücht-
lingskonvention, als auch aus der Europäischen Menschenrechtskon-
vention ergibt. Demnach ist es verboten, Menschen durch Abschie-
bungen an einen unsicheren Ort zurückzubringen, die vor Verfolgung 
�iehen. Eine pauschale Verweigerung des Hafenzugangs ist also nicht 
nur mit internationalem Seerecht unvereinbar, sondern auch mit dem 
internationalen Flüchtlingsrecht.

Weshalb aber ein Kodex, der in Teilen über�üssig ist, da er bereits 
geltendes Seerecht beschreibt, und in anderen Teilen gar mit Völker-
recht unvereinbar ist? Eine mögliche Antwort hierauf ist der Versuch, 
auch die private Seenotrettung zu beschränken. Populistischen Argu-
mentationsmustern, wie die Konstruktion einer Sogwirkung, sowie 
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